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Merkblatt 

über die Anerkennung der Vaterschaft und die Rechtsfolgen 
 

Die Vaterschaft zu einem Kind, dessen Eltern zum Zeitpunkt der Geburt nicht 

miteinander verheiratet sind/waren, wird durch Anerkennung oder gerichtliche 

Entscheidung festgestellt. 

 

Form der Vaterschaftsanerkennung: 

 

Die Vaterschaftsanerkennung 

- muss öffentlich beurkundet werden. 

- kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbestimmung abgegeben werden. 

- muss persönlich abgegeben werden; eine Bevollmächtigung ist ausgeschlossen. 

Die Anerkennung ist bereits vor der Geburt des Kindes möglich. 

 

Erst mit Zustimmung der Mutter wird die Anerkennung der Vaterschaft rechtswirksam. 

Ist die Mutter noch minderjährig, müssen deren gesetzliche Vertreter ebenfalls 

zustimmen. In diesem Fall muss auch das Kind, vertreten durch seinen Vormund, 

zustimmen. 

 

Ist die Anerkennung nach einem Jahr noch nicht wirksam, kann die Anerkennung 

widerrufen werden. Dieser Widerruf muss auch öffentlich beurkundet werden. 

 

Unter bestimmten Voraussetzungen können der Mann, die Mutter oder das Kind die 

Vaterschaft beim Familiengericht anfechten. 

 

 

Die wichtigsten Rechtswirkungen der Vaterschaftsanerkennung: 

 

Verwandtschaftsverhältnis: 

Der Vater, der die Vaterschaft anerkannt hat, ist mit seinem Kind in gerader Linie 

verwandt. 

Hieraus ergeben sich Erb- und Rentenansprüche. 

 

Unterhaltsanspruch des Kindes: 

Der Vater ist verpflichtet, ab dem Tag der Geburt Unterhalt für sein Kind zu zahlen. Das 

Kind, das nicht mit dem Vater in einem Haushalt lebt, kann den Unterhalt als 

bestimmten Betrag oder als Vomhundertsatz des jeweiligen Mindestunterhalts 

verlangen. 



 

Unterhaltsanspruch der Mutter: 

Die Mutter hat einen eigenen Anspruch auf Unterhalt gegen den Vater. Dieser Anspruch 

ergibt sich aus § 1615 l BGB.  

 

Elterliche Sorge: 

Sind die Eltern bei Geburt des Kindes nicht miteinander verheiratet und wurden vor der 

Geburt keine Sorgeerklärungen abgegeben, steht die elterliche Sorge grundsätzlich der 

Mutter alleine zu. 

Wollen die Eltern die elterliche Sorge gemeinsam ausüben, müssen sie vor dem 

Urkundsbeamten des Jugendamtes oder einem Notar eine Sorgeerklärung abgeben. Ist 

die Mutter nicht mit einem gemeinsamen Sorgerecht einverstanden, kann der Vater 

beim Familiengericht einen Antrag auf Übertragung der gemeinsamen elterlichen Sorge 

stellen. 

 

Informationspflicht: 

Die Elternteile sind einander gegenseitig zur Auskunft über die persönlichen 

Verhältnisse des Kindes verpflichtet, wenn ein berechtigtes Interesse besteht und diese 

Auskunft dem Wohle des Kindes nicht widerspricht. Über Streitigkeiten entscheidet das 

Familiengericht. 

 

Umgangsrecht: 

Jedes Kind hat ein Recht auf Umgang mit beiden Eltern. Jeder Elternteil ist zum 

Umgang mit dem Kind verpflichtet und berechtigt. Das Umgangsrecht kann nur vom 

Familiengericht eingeschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn dies zum Wohle des 

Kindes erforderlich ist. 

Dient es dem Wohl des Kindes, haben auch andere Personen, wie beispielsweise die 

Großeltern, die Geschwister, frühere Pflegepersonen usw. ein Umgangsrecht. 

 

Vaterschaftsanerkennung bei ausländischer Staatsangehörigkeit 

Anerkennungen der Vaterschaft können auch Rechtsfolgen nach dem jeweiligen 

Heimatrecht haben, z.B. hinsichtlich des Namens oder der Staatsangehörigkeit des 

Kindes. Informationen erhalten Sie hierzu bei der Auslandsvertretung des betreffenden 

Staates oder bei den Standesämtern. 

 

 
Weitere Informationen finden Sie beim Bundesministerium der Justiz: Das Kindschaftsrecht, Fragen und 

Antworten zu Abstammung, elterlicher Sorge, Umgang und Unterhalt  

 


